
DORNBACH GMBH Seite  1

Ausgabe 12 / 2024

INHALTSVERZEICHNIS

Koalitionsbruch – Wie geht es mit den 
laufenden Gesetzgebungsverfahren 
weiter?_Seite 3

Die neuen Rechengrößen zur Sozial- 
versicherung 2025 _Seite 3

Aufteilung des Kaufpreises für Eigentums- 
wohnung auf Grund und Boden und Gebäude – 
Anschaffungskosten für Besteuerung_Seite 4

Steuerentlastung alleinerziehender Eltern  
im paritätischen Wechselmodell_Seite 4

Veräußerung eines zum Privatvermögen 
gehörenden Grundstücks – Stundung der 
Kaufpreisforderung bei Ratenzahlungsabrede 
als Einräumung eines Darlehens_Seite 4

Zweifel an Verfassungsmäßigkeit des 
Zinssatzes für die Erhebung von Zinsen bei 
Stundungen und Aussetzungen von Steuer- 
zahlungen – Einspruch einlegen!_Seite 4

Änderung von Steuerbescheid bei Grund-
stücksveräußerung zwischen einander 
nahestehenden Personen zu überhöhtem 
Kaufpreis_Seite 5

Ansatz einer Abschreibung auf den  
kommerzialisierbaren Teil des Namens- 
rechts einer natürlichen Person auf sog. 
Influencer_Seite 5

Wann ist die Ablösung eines Nießbrauchs 
steuerbar?_Seite 5

Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken 
durch die EU hat Lücken_Seite 6

BGH bestätigt Verurteilung wegen Steuer- 
hinterziehung im Zusammenhang mit 
„Cum-Ex-Geschäften“_Seite 7

Kennen Sie schon unsere MEDIATHEK auf 
unserer Homepage?_Seite 8

Sehr geehrte Damen und Herrn, 

vor kurzem ist das Jahressteuergesetz 2024 veröffentlicht worden. Mit diesem Gesetz 
wird eine vor rund drei Jahren eingeführte Verlustverrechnungsbeschränkung bei 
Kapitaleinkünften wieder beseitigt. Konkret wurde damals die Verrechnung von Verlusten 
aus Termingeschäften und aus uneinbringlichen Forderungen oder wertlosen Wirtschafts-
gütern mit anderen positiven Kapitaleinkünften auf EUR 20.000 begrenzt.

Dies hatte jedoch teilweise verhängnisvolle Auswirkungen auf Anleger, die auf ihre  
Anlagen Steuern zahlen mussten, obwohl sie per Saldo keine Gewinne oder sogar 
Verluste erzielt hatten. Teilweise betrug der effektive Steuersatz auf Gewinne 100 %  
und mehr. Kein Wunder also, dass erwartungsgemäß klagende Anleger vor dem 
Bundesfinanzhof in dieser Angelegenheit erfolgreich waren.

Das Interessante daran ist, dass schon damals bei der Einführung dieser Verlustver- 
rechnungsbeschränkung ziemlich eindeutig und von namhaften Stimmen kommentiert 
war, dass dies gegen gleich mehrere Verfassungs- und andere Rechtsnormen verstoßen 
würde. Trotzdem wurde erstmal ausgetestet, wie weit der Gesetzgeber hier gehen kann. 
Dies erinnert etwas an die jüngsten Gesetzgebungsverfahren zum Gebäudeenergiegesetz 
(„Heizungsgesetz“), bei dem allem Anschein nach auch getestet wurde, wie weit man 
gehen kann.

Nun wurden im Jahressteuergesetz 2024 dieses „Experiment“ wieder aufgehoben und 
die entsprechenden Regelungen sogar rückwirkend für alle noch offenen Fälle gestrichen. 
Was für eine Verschwendung von Lebenszeit und Kosten von Anlegern, Steuerberatern 
und der Justiz.

Umso wichtiger ist es, Berater zur Seite zu haben, die Ihre Rechte durchsetzen.  
Wir bei DORNBACH stehen Ihnen dafür mit Rat und Tat zur Seite.

Zum Abschluss des Jahres möchten wir Ihnen und Ihren Familien besinnliche Feiertage 
und einen guten Rutsch ins neue Jahr wünschen. Mögen Gesundheit, Glück und Erfolg 
Sie auch im kommenden Jahr begleiten. Wir danken Ihnen für Ihr Vertrauen und freuen 
uns darauf, Sie auch in 2025 weiterhin mit unserem Engagement und unserer Expertise 
unterstützen zu dürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Humbert Lechner		  Klaus Bührer
Geschäftsführender Gesellschafter		  Geschäftsführender Gesellschafter
bei DORNBACH		  bei DORNBACH
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  Termine Januar 2024	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
27.01.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.01.20252	 13.01.2025	 10.01.2025

	 10.03.2025	 13.01.2025	 10.03.2025

	 10.03.2025	 13.03.2025	 10.03.2025

	 10.01.20254	 13.01.2025	 10.01.2025

	 17.02.20254	 20.02.2025	 17.02.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 29.12.2024	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Koalitionsbruch – Wie geht es mit   
  den laufenden Gesetzgebungs-   
  verfahren weiter?  

Aufgrund der Ankündigung von Vertrauens- 
frage und Neuwahlen stellt sich die Frage, 
wie es mit den laufenden Gesetzgebungs-
verfahren weitergeht.

Der Bundestag hat am 18.10.2024 das  
Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024) in 
Form der Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses beschlossen. Der Finanzaus-
schuss hat noch eine Vielzahl von Ände- 
rungen aufgenommen, wie die Streichung 
des im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Mobilitätsbudgets. 

Daneben wurde auch noch das Gesetz zur 
Freistellung des steuerlichen Existenzmini-
mums 2024 vom Bundestag beschlossen. 
Der Bundesrat hat am 22.11.2024 beiden 
Gesetzen zugestimmt.

Das Bundeskabinett hat am 09.10.2024 
final die „Verordnung zur Entlastung der 
Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft 
sowie der Verwaltung von Bürokratie“ 
(Bürokratieentlastungsverordnung – BEV) 
beschlossen, die das Bürokratieentlas-
tungsgesetz (BEG IV) ergänzen soll. Auch 
diese Verordnung hat den Bundesrat am 
22.11.2024 passiert.

Das Steuerfortentwicklungsgesetz (SteFeG, 
ehemals JStG 2024 II) resultiert aus der 
Wachstumsinitiative der Bundesregierung. 
Es stand nicht auf der Tagesordnung des 
Bundestags, da es bereits von der Tages- 
ordnung des Finanzausschusses genommen 
worden war, in welchem die Beschlussfas-
sung für 16.10.2024 vorgesehen gewesen 
war. Das SteFeG enthält u. a. die Bekämp-
fung der kalten Progression durch Anhe- 
bung der Grundfreibeträge in der Einkom-
mensteuer. Es ist ebenfalls zustimmungs-
pflichtig. Eine neue Zeitplanung ist nicht 
bekannt.

Für das Jahr 2024 beträgt die Beitragsbe-
messungsgrenze zur Renten- und Arbeits-
losenversicherung in den alten Bundes- 
ländern monatlich 7.550 Euro bzw. jährlich 
90.600 Euro (Jahr 2024). In den neuen 
Bundesländern gilt für das Jahr 2024 eine 
geringere Beitragsbemessungsgrenze; sie 
beträgt jährlich 89.400 Euro bzw. monat- 
lich 7.450 Euro (Jahr 2024). Für das Jahr 
2025 erhöht sich die Beitragsbemessungs-
grenze zur Renten- und Arbeitslosenver- 
sicherung nun bundesweit einheitlich auf 
8.050 Euro monatlich bzw. auf jährlich 
96.600 Euro (Jahr 2025). In der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung wird die 
Beitragsbemessungsgrenze im Jahr 2025 
bundeseinheitlich 118.800 Euro jährlich 
bzw. 9.900 Euro monatlich betragen.

Für den Bereich der Kranken- und Pflege-
versicherung galt bereits vor 2025 eine 
einheitliche Beitragsbemessungsgrenze 
für das gesamte Bundesgebiet. Die Bei-
tragsbemessungsgrenze zur Kranken- und 
Pflegeversicherung 2025 erhöht sich von 
bisher jährlich 62.100 Euro bzw. monatlich 
5.175 Euro (Jahr 2024) auf jährlich 66.150 
Euro bzw. auf monatlich 5.512,50 Euro 
(Jahr 2025).

Bei der Jahresarbeitsentgeltgrenze handelt 
es sich um die Entgeltgrenze, bei deren 
Überschreiten Arbeitnehmer aus der Ver- 
sicherungspflicht in der Krankenversiche-
rung ausscheiden und sich freiwillig oder 
privat krankenversichern können. Bereits 
seit dem Jahr 2003 gibt es eine allgemeine 
Jahresarbeitsentgeltgrenze und daneben 
eine besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze 
für bestimmte privat krankenversicherte 
Arbeitnehmer.

Die allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze 
2025 steigt von bisher 69.300 Euro (Jahr 
2024) auf 73.800 Euro.

Für Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 
wegen des Überschreitens der Jahresarbeits-
entgeltgrenze krankenversicherungsfrei 
und bei einer privaten Krankenversicherung 
in einer substitutiven Krankenversicherung 
versichert waren, gilt die besondere Jahres-

Ob und welche Vorhaben aus der im Juli 
verabredeten Wachstumsinitiative der 
Bundesregierung noch umgesetzt werden 
können, ist seit dem Koalitionsbruch am 
06.11.2024 unsicher. 

Zum Gesetz zur Reform der steuerlich geför-
derten privaten Altersvorsorge (Referenten-
entwurf vom 30.09.2024) fehlt der Regie- 
rungsentwurf. Ein weiterer Zeitplan ist 
bisher nicht bekannt.

  Die neuen Rechengrößen zur   
  Sozialversicherung 2025  

Das Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales (BMAS) hat die neuen Rechengrößen 
zur Sozialversicherung 2025 festgesetzt. 
Zudem wurde der Referentenentwurf zur 
Änderung der Sozialversicherungsentgelt-
verordnung bekannt gegeben, mit der die 
neuen Sachbezugswerte für 2025 festge- 
legt werden. Beide Verordnungen sind am 
22.11.2024 durch den Bundesrat verab-
schiedet worden.

Maßstab für die jährliche Fortschreibung 
der Sozialversicherungsrechengrößen stellt 
die Einkommensentwicklung des vorletzten 
Jahres dar. Für die Anhebung der Sozialver-
sicherungsrechengrößen 2025 wurde eine 
Lohnzuwachsrate von 6,44 % ermittelt, 
wodurch sich auch die Rechengrößen zur 
Sozialversicherung ab 01.01.2025 deutlich 
erhöhen.

Mit dem Rentenüberleitungs-Abschluss- 
gesetz vom 17.07.2017 (BGBl. I S. 2575) 
wurde die Einführung einheitlicher gesamt- 
deutscher Rechengrößen festgelegt. Hierfür 
wurde in den vergangenen Jahren die Bei- 
tragsbemessungsgrenze (Ost) und Bezugs- 
größe (Ost) schrittweise an die Höhe des 
jeweiligen Westwerts angepasst. Durch die 
jährlich vorgenommene Angleichung sind 
erstmals ab 01.01.2025 die Westwerte zu 
100 % erreicht, sodass ab dem Jahr 2025 
die bisherige Rechtskreistrennung (Ost/
West) bei den Sozialversicherungsgrößen 
entfällt.
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arbeitsentgeltgrenze. Für diesen Personen-
kreis gilt eine niedrigere Versicherungs-
pflichtgrenze. Ab dem 01.01.2025 wird 
diese von bisher 62.100 Euro (Jahr 2024) 
auf 66.150 Euro angehoben.

Die Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) ist für ver- 
schiedene Werte in der Sozialversicherung 
von Bedeutung. Die Bezugsgröße wirkt sich 
u. a. auf den Mindestbeitrag für freiwillige 
Mitglieder in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, den Anspruch auf Familienver-
sicherung und die Beitragsberechnung von 
versicherungspflichtigen Selbstständigen 
aus. Ab 01.01.2025 gilt nur noch eine 
bundeseinheitliche Bezugsgröße i. H. von 
3.745 Euro monatlich bzw. 44.940 Euro 
jährlich.

  Aufteilung des Kaufpreises für   
  Eigentumswohnung auf Grund und    
  Boden und Gebäude – Anschaf-   
  fungskosten für Besteuerung  

Wenn eine Kaufpreisaufteilung im Kauf- 
vertrag vorgenommen wurde, sind diese 
vereinbarten und bezahlten Anschaffungs-
kosten grundsätzlich auch der Besteuerung 
zugrunde zu legen. Eine Korrektur der von 
den Parteien getroffenen Aufteilung des 
Anschaffungspreises auf Grund und Boden 
und Gebäude ist laut Finanzgericht Mün- 
chen lediglich geboten, wenn sie die realen 
Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise 
verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar 
erscheint (Az. 12 K 861/19).

Eine Abweichung zwischen der vertraglich 
vereinbarten AfA-Bemessungsgrundlage 
und der von einem Sachverständigengut-
achten ermittelten AfA-Bemessungsgrund-
lage von weniger als 10 % ist unbeachtlich. 

Hinweis
Da bei einem Grundstücksverkauf regel- 
mäßig kein Sachverständigengutachten 
vorliegen dürfte, sollte zur streitvermei-
denden Aufteilung auf die vom Bundes-
ministerium der Finanzen angebotene 
Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamt- 
kaufpreises zurückgegriffen werden 
(Bundesministerium der Finanzen –  
Aktualisiert: 26.03.2024; Stand vom 
März 2024).

  Steuerentlastung alleinerziehen-   
  der Eltern im paritätischen   
  Wechselmodell  

Kinderbetreuungskosten können nur bei 
demjenigen steuermindernd als Sonder-
ausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG) 
berücksichtigt werden, der sie getragen 
hat. Die alleinige Zuordnung des Entlas-
tungsbetrags für Alleinerziehende zu ledig- 
lich einem Elternteil verstößt auch im Falle 
des paritätischen Wechselmodells nicht 
gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes.

Bei nicht zusammen zur Einkommensteuer 
veranlagten Eltern wird im Rahmen der nach 
§ 31 Satz 4 EStG durchzuführenden Günstig-
errechnung bei jedem Elternteil der Kinder- 
geldanspruch im Umfang des bei ihm zu 
berücksichtigenden Kinderfreibetrags an- 
gesetzt, unabhängig davon, ob der jewei- 
lige Elternteil die tatsächliche Verfügungs- 
macht über das Kindergeld erlangt hat. 
Dies stellte der Bundesfinanzhof klar  
(Az. III R 1/22).

  Veräußerung eines zum Privatver-   
  mögen gehörenden Grundstücks   
  – Stundung der Kaufpreisforderung    
  bei Ratenzahlungsabrede als   
  Einräumung eines Darlehens  

Die Stundung der Kaufpreisforderung aus 
der Veräußerung eines zum Privatvermögen 
gehörenden Grundstücks im Wege einer 
Ratenzahlungsabrede ist als Einräumung 
eines Darlehens zu qualifizieren, welches 
zu Einkünften aus Kapitalvermögen gemäß 
§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG führen kann. Dies 

gilt auch dann, wenn die Vertragsparteien 
eine Verzinsung ausdrücklich ausgeschlos-
sen haben. So entschied das Schleswig-
Holsteinische Finanzgericht (Az. 4 K 34/24).

Hinweis
Das Problem in derart gelagerten Fällen 
besteht darin, dass die Ratenzahlungen 
(Kaufpreisraten) in einen Zins- und einen 
Tilgungsanteil aufzuteilen sind, was zu 
einem steuerpflichtigen Kapitalertrag 
führt. Die Besonderheit im Urteilsfall ist, 
dass der Zins- bzw. Kaufpreisvorteil aus 
der Ratenzahlungsabrede verschenkt 
wurde und die Schenkung als freigebige 
Zuwendung im Sinne des § 7 Abs. 1 
ErbStG zu qualifizieren ist. Somit tritt die 
Ertragsbesteuerung des Zinsanteils 
rechtssystematisch zurück.

  Zweifel an Verfassungsmäßigkeit   
  des Zinssatzes für die Erhebung   
  von Zinsen bei Stundungen und   
  Aussetzungen von Steuerzahl-   
  ungen – Einspruch einlegen!   

Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesver-
fassungsgericht die Frage vorgelegt, ob  
§ 237 i. V. m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO seit 
dem 01.01.2019 bis zum 15.04.2021 inso- 
weit mit dem Grundgesetz vereinbar ist, 
als der Zinsberechnung für die Zinsen bei 
Aussetzung der Vollziehung ein Zinssatz 
von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt wird 
(Az. VIII R 9/23).

Ein Steuerzahler sollte im Rahmen eines 
Aussetzungsverfahrens Zinsen in Höhe von 
mehr als 12.500 Euro bezahlen – entspre-
chend dem Zinssatz von 6 % pro Jahr. Diese 
Zinsen dürfen Finanzämter zwar grundsätz-
lich erheben, wenn Behörde und Steuer-
zahler über einen Sachverhalt uneins sind 
und der Vollzug des Steuerbescheids bis 
zur endgültigen Klärung durch ein Gericht 
ausgesetzt wird. Der Steuerzahler wehrte 
sich allerdings gegen die Höhe des Zins- 
satzes.

Auch nach der Zinsanpassung gelten bei 
Stundungen und Aussetzungen von Steuer-
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zahlungen weiterhin 6 % Zinsen pro Jahr. 
Das Bundesverfassungsgericht könnte die 
Regelung aber bald kippen. Für Steuer-
nachzahlungen und -erstattungen hat der 
Gesetzgeber diesen Wert längst angepasst, 
nachdem das Bundesverfassungsgericht 
die Zinshöhe 2021 als zu hoch beurteilt 
hat – auf nun 1,8 %. 

Hinweis
Betroffene, denen das Finanzamt 6 % 
Zinsen für eine Stundung oder Ausset-
zung in Rechnung gestellt hat, sollten 
über einen Einspruch gegen diesen 
Bescheid nachdenken. Obwohl das 
Verfahren jetzt noch beim Bundesver-
fassungsgericht zur Entscheidung liegt, 
sollten Betroffene in einer ähnlichen 
Situation bereits aktiv werden. Gegen 
noch nicht bestandskräftige Bescheide 
kann es sich lohnen, mit Verweis auf das 
laufende Verfahren Einspruch einzulegen 
und das Ruhen des Verfahrens zu bean- 
tragen. Dadurch wird der Steuerbescheid 
offengehalten und das Finanzamt kann 
nach Abschluss des Gerichtsverfahrens 
entsprechende Anpassungen vornehmen. 
Die Entscheidung betrifft am Ende nicht 
nur Zinsen für Aussetzungen und Stun- 
dungen, sondern auch die für hinterzo- 
gene Steuern sowie Prozesszinsen auf 
Erstattungsbeträge.

  Änderung von Steuerbescheid bei    
  Grundstücksveräußerung zwischen     
  einander nahestehenden Personen   
  zu überhöhtem Kaufpreis  

Das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpom-
mern hatte zu entscheiden, ob ein Grund- 
erwerbsteuerbescheid zugunsten der Klä- 
gerin geändert werden kann bzw. muss, um 
Übereinstimmung mit einem inzwischen 
ergangenen Schenkungsteuerbescheid her- 
zustellen, namentlich um eine gleichzeitige 
Besteuerung sowohl mit der Schenkung-
steuer als auch mit der Grunderwerbsteuer 
zu vermeiden (Az. 1 K 233/22).

Ein bestimmter Sachverhalt wird im Sinne 
des § 174 Abs. 1 AO mehrfach berücksich-

tigt, wenn die Veräußerung eines Grund-
stücks zwischen einander nahestehenden 
Personen zu einem überhöhten Kaufpreis 
sowohl in einem Grunderwerbsteuerbe-
scheid als auch in einem Schenkungsteuer- 
bescheid berücksichtigt wird.

Die Vereinbarung hinsichtlich des über- 
höhten Teilbetrags des Kaufpreises kann 
nur entweder als freigebige Zuwendung 
oder als (Teil-)Gegenleistung für das Grund-
stück bewertet werden, nicht dagegen als 
beides zugleich, denn freigebige Zuwen-
dung und Gegenleistung schließen einan- 
der aus. Wenn sich die Vertragsparteien 
darüber einig sind, dass das verkaufte 
Grundstück einen Wert hatte, der erheblich 
unter dem im notariellen Vertrag genannten 
„Kaufpreis“ lag, gehört der unangemessene 
Teil des vereinbarten Kaufpreises nicht zur 
Gegenleistung im grunderwerbsteuerrecht-
lichen Sinne.

Der Anspruch auf Änderung der Grunder-
werbsteuerfestsetzung ergibt sich im Streit-
fall aus § 174 Abs. 1 Satz 1 AO. Nach dieser 
Vorschrift ist ein fehlerhafter Steuerbe-
scheid auf Antrag zu ändern, wenn ein 
bestimmter Sachverhalt in mehreren Steu- 
erbescheiden zuungunsten eines oder 
mehrerer Steuerpflichtiger berücksichtigt 
worden ist, obwohl er nur einmal hätte 
berücksichtigt werden dürfen. Im Streitfall 
ist ein Sachverhalt, der nur einmal hätte 
berücksichtigt werden dürfen, mehrfach 
berücksichtigt worden. Der Grunderwerb-
steuerbescheid erscheint als fehlerhaft. 
Der Grundsatz von Treu und Glauben steht 
der Änderung nicht entgegen.

  Ansatz einer Abschreibung auf   
  den kommerzialisierbaren Teil des   
  Namensrechts einer natürlichen   
  Person auf sog. Influencer  

Der kommerzialisierbare Teil des Namens-
rechts einer natürlichen Person stellt ertrag- 
steuerlich ein Wirtschaftsgut und kein 
bloßes Nutzungsrecht dar; vom Einlagewert 
können Abschreibungen vorgenommen 
werden. 

Ein entsprechendes Wirtschaftsgut kann 
bei einer Influencerin jedoch erst dann ent- 
stehen, wenn sie ihre gewerbliche Tätigkeit 
aufnimmt und z. B. Lizenzverträge abschlie-
ßt. Im Privatvermögen vor der Betriebser-
öffnung stellt das bloße Influencerprofil 
zusammen mit den Followern (ohne Lizenz-
verträge oder Ähnlichem) noch kein (selbst-
ständiges) Wirtschaftsgut im steuerlichen 
Sinne dar, sodass § 5 Abs. 2 EStG einer 
Einlage des Influencerprofils zum Zeitpunkt 
der Betriebseröffnung sowie der anschlie-
ßenden Inanspruchnahme von AfA auf 
einen Einlagewert entgegensteht. So ent- 
schied das Finanzgericht Baden-Württem-
berg (Az. 5 K 2508/22). 

Hinweis
Zwar hat der Bundesfinanzhof (Urteil X R 
20/17 vom 12.06.2019) entschieden, 
dass der kommerzialisierbare Teil des 
Namensrechts einer natürlichen Person 
ertragsteuerlich ein Wirtschaftsgut und 
kein bloßes Nutzungsrecht darstellt und 
vom Einlagewert daher AfA vorgenommen 
werden können. Nach Ansicht des Finanz-
gerichts ist dieses Urteil jedoch auf den 
vorliegenden Fall nicht übertragbar, da 
anders als im vom Bundesfinanzhof 
entschiedenen Fall im Privatvermögen 
der Klägerin noch kein Wirtschaftsgut 
entstanden war. Ein solches konnte erst 
mit dem Abschluss entsprechender 
(Lizenz-)Verträge entstehen.

  Wann ist die Ablösung eines   
  Nießbrauchs steuerbar?  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit seiner 
Entscheidung vom 20.09.2024 (IX R 5/24) 
die Grundsätze zur Besteuerung des Vor- 
behaltsnießbrauchs weiter konkretisiert. 

Sachverhalt im Besprechungsfall
Die Klägerin K übertrug ihre Beteiligung an 
der Z-GmbH im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge unter Vorbehalt eines Nieß- 
brauchs – der insbesondere das Gewinn- 
bezugsrecht umfasste – unentgeltlich auf 
ihren Sohn. Im Rahmen der Veräußerung 
der Geschäftsanteile einige Jahre später 
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vereinbarten K und ihr Sohn die Aufhebung 
des Nießbrauchs an den Anteilen der 
Z-GmbH gegen Zahlung eines Ablösebe-
trags. Mit dem Finanzamt (FA) entstand 
Streit darüber, ob dieser Ablösebetrag der 
Einkommensteuer zu unterwerfen sei. Das 
Finanzgericht (FG) gab dem FA recht. Der 
BFH sah dies anders und gab der Revision 
der K statt.

Entscheidung im Besprechungsfall
Das FG hatte die Zahlung als nachträgliche 
Einkünfte aus Kapitalvermögen eingeordnet, 
weil K das wirtschaftliche Eigentum an den 
Anteilen verloren hatte. Dem erteilt der BFH 
eine klare Absage: Nachträgliche Einkünfte 
setzen voraus, dass dem Steuerpflichtigen 
die Einkünfte, für welche die Entschädigung 
gewährt wird, auch steuerlich zuzurechnen 
sind.

Einnahmen aus Kapitalvermögen erzielt 
derjenige, der die rechtliche und tatsäch- 
liche Macht hat, das Kapitalvermögen ent- 
geltlich auf Zeit zur Nutzung zu überlassen. 
Zurechnungssubjekt einer Ausschüttung 
durch eine GmbH ist danach grundsätzlich 
der Anteilseigner. Einem zivilrechtlich hier- 
von abweichenden Gläubiger der Ausschüt-
tung (etwa aufgrund einer Abtretung oder 
aufgrund einer Nießbrauchsbestellung) ist 
die Ausschüttung nur dann einkommen-
steuerlich zuzurechnen, wenn ihm die 
Dispositionsbefugnis über die Einkunfts-
quelle eingeräumt ist. Dazu ist das wirt- 
schaftliche Eigentum am Anteil erforderlich. 
Ob dies gegeben ist, ist jeweils im Einzelfall 
zu entscheiden und primär durch das FG 
festzustellen.

Aufgrund der Feststellung des FG, das wirt- 
schaftliche Eigentum an den Geschäftsan-
teilen der Z-GmbH sei bereits mit der Über- 
tragung des zivilrechtlichen Eigentums im 
Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge 
von K auf ihren Sohn übergegangen, ist es 
für den BFH ausgeschlossen, dass der K 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen zuzu- 
rechnen sind. Wegen der Übertragung des 
wirtschaftlichen Eigentums auf den Sohn 
kann K auch keine (nachträglichen) Ein- 
künfte aus Gewerbebetrieb erzielen, denn 

das Gewinnbezugsrecht kann nicht vom 
Eigentum getrennt werden. Die Vereinnah-
mung des Ablösebetrags bei K ist daher als 
nicht steuerbare Vermögensumschichtung 
einzuordnen. Daher gab der BFH der Klage 
statt.

Praxishinweis
Der BFH hat nun klargestellt: Verfügt der 
Vorbehaltsnießbraucher nicht über das 
wirtschaftliche Eigentum an GmbH-Anteilen 
– was vorrangig durch das zuständige FG 
festzustellen ist –, so liegt in der entgelt- 
lichen Ablösung des Nießbrauchs kein 
steuerbarer Vorgang.

  Bekämpfung schädlicher Steuer-   
  praktiken durch die EU hat Lücken  

•	 Verluste bei Steuereinnahmen in der EU 
durch Gewinnverlagerungen von Konzer- 
nen belaufen sich laut Schätzungen auf 
bis zu 100 Milliarden pro Jahr.

•	 Die EU hat Maßnahmen gegen schädliche 
Steuerpraktiken ergriffen.

•	 Die EU-Kommission muss Schlupflöcher 
im Steuer-Instrumentarium stopfen. 

Die EU-Vorschriften zum Schutz vor schäd- 
lichen Steuerregelungen und vor Steuerver-
meidung durch Unternehmen haben Lücken. 
Dies geht aus einem neuen Bericht des 
Europäischen Rechnungshofs hervor. Die 
EU konnte dem zufolge lediglich erste Ab- 
wehrmaßnahmen ergreifen, da die direkte 
Besteuerung in der Hand der EU-Länder 
liegt. Darüber hinaus seien die Regelungen 
der EU lückenhaft, da die EU-Länder sie 
unterschiedlich auslegten und es keine 
gemeinsamen Vorgaben für die Leistungs-
überwachung gebe.

Internationale Konzerne wenden zuneh-
mend komplexe Strategien an, um ihre 
Steuerlast zu verringern, indem sie Lücken 
und Unterschiede in den Steuersystemen 
verschiedener Länder ausnutzen, so die 
Prüfer. Eine solche aggressive Steuerpla-
nung führe dazu, dass die Unternehmen 
Steuerzahlungen umgingen. In der EU 
könne dies zu unfairem Wettbewerb zwi- 
schen Unternehmen und zu ungleichen 

Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
Mitgliedstaaten führen. Da einige EU-Länder 
dadurch erhebliche Steuerausfälle erleiden 
könnten, müssten letzten Endes andere 
Steuerzahler die entgangenen Einnahmen 
durch höhere Beiträge ausgleichen. Trotz- 
dem sei es bis heute das Recht der einzel- 
nen EU-Länder, ihre Steuergesetze und 
-systeme frei zu gestalten; dies liege auch 
in ihrem eigenen Interesse. Die EU-Kom-
mission hingegen könne nur tätig werden, 
wenn vermutet wird, dass der EU-Binnen-
markt verzerrt wird.

„Schädliche Steuersysteme und Steuerver-
meidung durch Konzerne sind problema-
tisch, wenn sichergestellt werden soll, dass 
Steuern dort gezahlt werden, wo Gewinne 
erzielt werden“, so Ildikó Gáll-Pelcz, das 
für den Bericht zuständige Mitglied des 
Europäischen Rechnungshofs. „Die Kom-
mission sollte ihre begrenzten Befugnisse 
in diesem Bereich ausreizen: Sie sollte die 
vorhandenen Lücken schließen, ihre Leit- 
linien für die EU-Länder weiterentwickeln, 
um schädlichen Steuerpraktiken klar Ein- 
halt zu gebieten, und für die rasche Entwick-
lung eines gemeinsamen Leistungsüber-
wachungssystems sorgen.“

Dem Bericht zufolge werden die EU-Rechts- 
vorschriften auf diesem Gebiet ausgeweitet 
und stehen weitgehend im Einklang mit den 
internationalen Entwicklungen. In den letz- 
ten Jahren hätten drei neue EU-Richtlinien 
unter anderem darauf abgezielt, EU-weit 
gemeinsame Vorschriften zur Eindämmung 
schädlicher Steuerpraktiken festzulegen. 
Die EU-Kommission habe jedoch offenge-
lassen, wie diese Vorschriften in der Praxis 
angewendet werden sollen. Lücken und 
unklare Definitionen führten zu unterschied- 
lichen Auslegungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Zwar achte die EU-Kom-
mission darauf, dass diese Richtlinien in 
nationales Recht umgesetzt werden. Sie 
überprüfe jedoch kaum, ob ihre Maßnah-
men auch greifen, und dasselbe gelte für 
die EU-Staaten. Darüber hinaus sei eine 
umfassende Bewertung aller drei Richtlini-
en überfällig. Es sei deshalb unklar, ob die 
Ziele durch die Richtlinien erreicht würden.
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Ein wirksames Instrument der EU-Länder 
sei der Austausch von Informationen über 
potenziell schädliche Steuergestaltungs-
modelle über nationale Grenzen hinweg 
– also Fälle, in denen die Beteiligten in 
mehreren Ländern tätig oder steuerpflichtig 
sind. Die EU-Länder überprüften die Quali- 
tät der gemeldeten Informationen jedoch 
nur selten. Diese könnten daher unvoll-
ständig oder ungenau sein. Darüber hinaus 
griffen sie auf diese Informationen auch 
kaum zurück. Dadurch sinke erstens der 
Nutzen des automatischen Austauschs 
und zweitens werde der Kampf gegen 
Regelungen, die Anreize zur Steuerflucht 
bieten, weniger wirksam. Es bestehe auch 
die Gefahr, dass Strafzahlungen bei Nicht- 
einhaltung der Meldepflichten in einigen 
EU-Staaten nicht abschreckend seien, da 
sie offensichtlich sehr niedrig angesetzt 
seien.

Was schädliche Steuerregelungen innerhalb 
der EU betreffe, so hätten die EU-Länder 
einige Steuervergünstigungen gekippt –  
nämlich diejenigen, für die die Gruppe 
„Verhaltenskodex“ (das Fachgremium der 
EU für Unternehmensbesteuerung) zuvor 
eine Rücknahme empfohlen hatte. Die Rück-
nahme- und Übergangsfristen seien jedoch 
oft zu lang gewesen, wodurch Unternehmen 
länger von unfairen Steuervorteilen hätten 
profitieren können. Die EU-Staaten würden 
auch Maßnahmen gegen kooperationsun-
willige Länder und Hoheitsgebiete außer- 
halb der EU ergreifen, wobei sie jedoch 
nicht alle derselben Linie folgten.

Hintergrundinformationen
In der EU unterliegt das nationale Steuer- 
system jedes einzelnen Mitgliedstaats dem 
Einfluss anderer Steuerhoheitsgebiete. Das 
gilt besonders, wenn in anderen Staaten 
Steuervergünstigungen geboten werden, 
mit denen Konzerne, Einzelpersonen oder 
Kapital angezogen werden sollen. Eine 
Steuerregelung gilt als schädlich, wenn 
sie nachteilige Auswirkungen hat, wie die 
Untergrabung ausländischer Steuerbemes-
sungsgrundlagen oder eine unfaire Vertei- 
lung der Steuerlast. Die Europäische Kom- 
mission befasst sich in erster Linie mit der 

Überwachung, Koordinierung, Harmoni- 
sierung und Durchsetzung des EU-Rechts. 
Laut ihrem Jahresbericht 2024 über die 
Besteuerung könnten sich die Einnahme-
verluste der EU, die darauf zurückgehen, 
dass Unternehmen mittels Gewinnverlage-
rung aktiv versuchen, Steuern zu umgehen, 
auf bis zu 100 Milliarden Euro pro Jahr be- 
laufen. Die Prüfer untersuchten, wie die 
EU-Kommission die EU-Richtlinie zur Be- 
kämpfung von Steuervermeidung, die fünfte 
Änderung der Richtlinie über die Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehörden (DAC 
6) und die Richtlinie über Verfahren zur 
Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten 
ausarbeitete, und wie diese Rechtstexte 
zwischen 2019 und 2023 in Irland, Zypern, 
Luxemburg, Malta und den Niederlanden 
angewandt wurden. Staatliche Beihilfen 
für Konzerne und spezifische bilaterale 
Abkommen zwischen Unternehmen und 
Regierungen – bei denen es sich um ein 
weiteres zentrales Problem im Zusammen-
hang mit schädlichen Steuerpraktiken han-
delt – waren nicht Gegenstand der Prüfung.

Der Sonderbericht 27/2024 „Bekämpfung 
schädlicher Steuerregelungen und der 
Steuervermeidung durch Unternehmen: 
Die EU hat eine erste Verteidigungslinie 
eingerichtet, doch es gibt Mängel bei der 
Umsetzung und Überwachung der Maß- 
nahmen“ ist auf der Website des Europäi-
schen Rechnungshofs abrufbar. Diese  
Prüfung baut auf dem Sonderbericht des 
Rechnungshofs über den Austausch von 
Steuerinformationen in der EU aus dem 
Jahr 2021 auf.

  BGH bestätigt Verurteilung   
  wegen Steuerhinterziehung im   
  Zusammenhang mit „Cum-Ex-   
  Geschäften“  

Das Landgericht hat den Angeklagten im 
Zusammenhang mit sog. Cum-Ex-Geschäf-
ten wegen Steuerhinterziehung in drei 
Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 
acht Jahren und drei Monaten verurteilt 
sowie eine Einziehungsentscheidung ge- 
troffen.

Nach den Feststellungen des Landgerichts 
veranlasste und begleitete der Angeklagte 
die Umsetzung eines von ihm konzipierten 
Modells zur Durchführung von Cum-Ex-Ge- 
schäften unter Einbindung eines vermögen-
den privaten Investors. Nach dem Kennt- 
nisstand des Angeklagten hatten zuvor 
lediglich Banken im Eigenhandel diese 
Geschäfte durchgeführt. Sie zielten darauf 
ab, deutsche Finanzbehörden zur Erstattung 
angeblich gezahlter Kapitalertragsteuer in 
Millionenhöhe zu veranlassen, obwohl 
diese zuvor nicht entrichtet worden war.

Der Angeklagte, ein Rechtsanwalt und 
Steuerberater, wirkte als Ideengeber und 
Berater bei der Planung und Umsetzung 
der Cum-Ex-Transaktionen mit. Teilweise 
reichte er zudem unter seinem Kanzleibrief-
kopf die Körperschaftsteuererklärungen, 
die falsche Angaben zu – tatsächlich nicht 
bestehenden – Steuererstattungsansprü-
chen enthielten, beim zuständigen Finanz- 
amt ein. Der Angeklagte profitierte hiervon 
über zusätzliche Provisionsansprüche; 
deren Betrag wurde im landgerichtlichen 
Urteil eingezogen.

Der Bundesgerichtshof hat die auf die Be- 
hauptung eines Verfahrenshindernisses 
und die Sachrüge gestützte Revision des 
Angeklagten betreffend den Schuld- und 
Strafausspruch im Beschlusswege ver- 
worfen; insoweit ist das Verfahren damit 
rechtskräftig abgeschlossen (Bundesge-
richtshof, 1-StR-58/24, Mitteilung vom 
25.11.2024).
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